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ZEITGESPRÄCH

Pro und contra Nulltarif

ln d e r D iskuss ion  um das Für und Wider e ine r u ne n tge ltlichen  B e fö rde rung  p ra lle n  d ie  
M e inungen  h a rt au fe inander. Ist der N ullta rif gee igne t, zu r Lösung d e r N ahverkehrs

probleme be izu tragen?

Nulltarif führt in die Irre
Rainer Willeke, Köln

In den Stellungnahmen zu
gunsten der Abschaffung von 

Fahrpreisen im öffentlichen Per
sonennahverkehr mischen sich 
Argumente ganz verschiedener 
Ebenen. Je nach Gelegenheit 
und Adressat kann dann die eine 
oder andere oder auch eine 
dritte Karte auf den Tisch gelegt 
werden. Ging es zunächst um 
die Sanierung des Stadtverkehrs 
durch spontane Verlagerung 
eines beträchtlichen Teils der 
Fahrten mit eigenen Wagen auf 
das nunmehr „kostenlose" öffent
liche Verkehrsmittel, so wird, 
wenn diese auf Effizienzsteige
rung zielende Argumentations- 
linie nicht mehr zu halten ist, das 
sozialpolitische Postulat einer 
gerechteren Einkommensvertei
lung in den Vordergrund ge
schoben. Läßt dann der empi
rische Befund auch diesen Hin
weis auf seine minimalen Dimen
sionen zusammenschrumpfen.

hat sich inzwischen schon ein 
Peloton aus Wertungen und For
derungengesellschaftspolitischer 
Utopie formiert, die in radika
ler Verneinung eines unterneh- 
mungsmäßigen öffentlichen Lei
stungsangebots jede Verbindung 
mit dem verkehrspolitischen 
Startpunkt verloren haben.

Dieser geschachtelten und am 
Ende politisch akzentuierten Be
gründung wegen macht es sich 
die andere Seite wiederum viel 
zu leicht, wenn sie hofft, der 
ganze Vorstoß sei mit dem Hin
weis auf die überaus prekäre 
Finanzlage der Gemeinden aus 
der Welt geschafft. Gewiß ist es 
vorerst schlicht unmöglich, den 
öffentlichen Haushalten die Rech
nung für den Nulltarif mit jähr
lich mindestens 3 Mrd. DM zuzu
schieben'); Doch ebenso sicher 
bildet diese Größenordnung der 
Wundergläubigkeit auf Dauer

kein unüberwindliches Hindernis, 
wenn entscheidende Schritte zur 
Besserung der städtischen Ver
kehrsverhältnisse noch lange auf 
sich warten lassen. Die fiskalisch 
erzwungene Pause muß deshalb 
genutzt werden, soll die Diskus
sion um den Nulltarif nicht eben
so nutzlos bleiben wie der Vor
schlag selbst.

Wenige positive Ergebnisse

Das kleine Einmaleins des 
Nulltarifs gedanklich durchzu
spielen, war vor Jahren durch
aus legitim. Die sich fortgesetzt 
verschärfende Krise des, städti
schen Ballungsverkehrs erzwang 
und erzwingt es auch weiterhin, 
jedem Hinweis auf Möglichkei
ten konstruktiver Einflußnahme 
nachzugehen. Und deshalb:
1) ln vorsichtiger Schätzung w ird ein Ein- 
naHmeausfall von rd. 2,5 Mrd. DM und 
zur Abwicklung von etwa 25 % M'ehrver- 
kehr ein Nettoanstieg der Aufwendungen 
von 500 M ill. DM unterstellt.
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Könnte es nicht sein, daß die 
Attraktionskraft freier Beförde
rung im öffentlichen Verkehr eine 
Umschichtung in der Transport
mittelwahl herbeiführt, die den 
Stau auf den Stadtstraßen auf
bricht, mit der Verkehrsverflüssi
gung Zeitgewinne fühlbaren Aus
maßes erbringt, Umweltsbelästi
gungen mindert, vielleicht auch 
die Unfallrisiken herabschraubt 
und es schließlich sogar gestat
ten mag, auf anderenfalls not
wendige Investitionen für den 
fließenden und ruhenden Indi
vidualverkehr zu verzichten? 
Könnten damit die „Kosten“ des 
Nulltarifs nicht durch gewichtige 
Vorteile überkompensiert wer
den, so daß sich der Wohlfahrts
stand der Gesellschaft insge
samt verbessert? Tatsächlich 
sind Überlegungen und Über
schlagsrechnungen dieser Art 
zwischen 1965 und 1970 in zahl
reichen Ländern angestellt wor
den, doch nur ganz wenige 
kommen mit Hilfe geeigneter 
Prämissen zu einem für den 
Nulltarif positiven Ergebnis^).

Geringer Umlenkungseffekt

Die erste Streitfrage betrifft 
stets die Größe des durch den 
Fortfall von Fahrpreisen bewirk
ten Umlenkungseffekts. Die Be
fürworter des Nulltarifs rechnen 
hier mit einem Überlauf von 
mindestens 40®/o des bislang 
mit dem PKW abgewickelten 
Berufspendelverkehrs, und sie 
müssen auch so hoch greifen, 
wenn im Kosten-Nutzen-Ver- 
gieich ein günstiges Totalergeb
nis zustande kommen soll®). 
Hätten sie damit recht und wären 
die öffentlichen Verkehrsmittel

entsprechend aufnahmefähig, so 
könnten in der Tat die Stauungs
probleme des Stadtverkehrs für 
dieses Jahrzehnt als im wesent
lichen gelöst gelten'*).

Die A u to ren
unseres
Ze itgesp rächs:

Rainer Willeke, 47, Dr. rer. 
pol., lehrt als ordentlicher 
Professor an der Universi
tät Köln und leitet dort das 
Institut für Verkehrswissen
schaft. Er g ilt als führen
der Fachmann auf dem 
Gebiet der Verkehrspolitik.

Heinrich Jacobi, 58, ist 
stellvertretender Vorsitzen
der der Gewerkschaft ö f
fentliche Dienste, Trans
port und Verkehr.

Axel Caprasse, 51, Dipl.- 
Volkswirt, leitet die Abtei
lung „Wirtschaft“  im Ver
band öffentlicher Verkehrs
betriebe. Vorher war er 
Prokurist bei der Rheini
schen Bahngesellschaft AG, 
Düsseldorf.

Wolfgang Roth, 30, Dipl.- 
Vw., ist Mitglied des Bun
desvorstandes der Jung
sozialisten und, nach Auf
fassung der Jungsoziaii- 
sten, Mitglied des Landes
vorstandes der Hamburger 
Jungsozialisten.

2) So H. A h n e r ; Betriebs- und volks
wirtschaftliche Konsequenzen eines unent
geltlichen Angebots der öffentlichen Nah
verkehrsmittel in Ballungsräumen, iviün- 
chen 1970 (mit Bibliographie). Zur Ge
genposition u. a. Charles River Asso
ciates; An Evaluation of Free Transit 
Service, Cambridge, Mass. 1968, L. M. 
S c h n e i d e r :  The Fallacy of Free 
Transportation. In: Harvard Business Re
view, Jan./Febr. 1969, S. 83 ff., und für 
den Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe 
(VÖV) H. T a p p e r t ,  H. B r ü c k n e r ,  
w. L a b s :  Null-Tarife oder wertgerechte 
Fahrpreise. In: Schriftenreihe Verkehr und 
Technik, Heft 45, Bielefeld 1971 (mit Quel
lenübersicht S. 14 ff.).

einer wesentlich geringeren Sub
stitutionselastizität nahe. Dabei 
soll nicht verschwiegen werden, 
daß die Kenntnis über die 
Tarifabhängigkeit der Nachfrage 
im städtischen Personenverkehr 
noch lückenhaft ist. Die Resul
tate von Meinungsbefragungen 
streuen weit und widersprechen 
sich häufig, wobei manche Ab
weichungen allerdings unschwer 
auf Methodenmängel oder Kunst
griffe zurückgeführt werden kön
nen.

Trotz dieser Schwierigkeiten 
sei nach vorsichtiger Auswer
tung des bislang bekannten Er- 
fahrungs- und Prognosemate
rials die folgende Alternativ
schätzung gewagt, die von der 
durchschnittlichen Verkehrs- und 
Tariflage in den Hauptagglo
merationen der Bundesrepu
blik Deutschland ausgeht. Es 
wird dabei eine verhältnismäßig 
schnelle Anpassung der Fahr
zeugkapazitäten und die Lösung 
der damit gestellten Personal
probleme vorausgesetzt. Dann 
darf vermutet werden, daß der 
öffentliche Nahverkehr nach der 
Abschaffung von Fahrpreisen 
zwar eine Aufkommenssteige
rung von insgesamt 25 bis 30%  
verzeichnen würde, die aber nur 
zum Teil aus Überlaufverkehr 
besteht. Denn vom bisherigen 
Berufspendelverkehr dürften bei 
Würdigung der überschaubaren 
Nachfragepräferenzen und im 
wesentlichen gegebenen Quali
tätsbedingungen nur 15 bis 
20%, vom gesamten Individual
verkehr nur reichlich 10%  sub
stituierbar sein. Die steigende 
Inanspruchnahme der öffent
lichen Verkehrsmittel würde also

Die genannte Schätzung steht 
allerdings nur auf der schmalen 
Basis weniger und in der Frage
technik und Auswertung höchst 
umstrittener demoskopischer Er
hebungen; die Masse der empi
rischen Befunde und auch die 
Ansätze zu ökonometrischen 
Marktanalysen legen ein durch
aus abweichendes Ergebnis mit

3) Die methodische Schwäche dieser Aus
sagen erweist sich u. a. aus einer nur 
ungenügenden Differenzierung nach alter
nativen Fahrzwecken und aus der An
nahme, daß gleichzeitig mit der Abschaf
fung von Fahrpreisen auf seiten der öffent
lichen Verkehrsmittel eine qualitative Lei
stungssteigerung eintritt. Es fehit dann 
aber die Spezifizierung dieser Änderun
gen und auch der Versuch, den Effekt der 
Preis- und Qualitätswirkung je für sich zu 
erfassen.
<) Selbst dann aber wäre der Streitfall 
noch nicht zugunsten des Nulltarifs ent
schieden. Zu fragen bliebe vielmehr, ob 
das angestrebte Ziel nicht mit kleinerem 
Mittelaufwand und weniger unerwünschten 
Nebenwirkungen erreicht werden kann.
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ZU einem großen Teil aus Neu- 
verkeiir geringer wirtscliaftlicher 
Wertigl<eit gespeist, und zwar 
durcliaus aucii in Riclitung auf 
Engpaßzeiten, besonders in den 
Spätnachmittagsstunden. Wird 
dabei noch der weitere Fortgang 
der Motorisierung beachtet, so 
kann aus der vorauszusehenden 
Substitutionswirkung des Null
tarifs nur eine geringfügige und 
überdies nur vorübergehende 
Verbesserung der Verkehrslage 
auf den Stadtstraßen abgeleitet 
werden.

Nulltarif weckt Neuverkehr

Die Beantwortung einer weite
ren Streitfrage erhärtet und sub- 
stanziiert die erste Schlußfolge
rung. Die Frage lautet, ob der 
zu erwartende Ablenkungseffekt 
eine so fühlbare Entlastung der 
Straßen- und Parkplatzkapazi
täten bewirken könnte, daß 
nennenswerte Einsparungen in 
den Investitionsprogrammen für 
den StadtStraßenbereich mög
lich werden. Legt man dabei 
die heute einigermaßen verläß
lich überschaubaren Bauvor
haben und Planungsziele zu
grunde, dann muß eine solche 
Erwartung eindeutig verneint 
werden. Der Abstand zwischen 
der Expansionsfähigkeit der Ka
pazitäten und deren wunsch
gemäßer Inanspruchnahme ist 
schon zu groß geworden. Es 
muß deshalb auch als substanz
lose Spiegelfechterei gelten, 
wenn für einen gedachten auto
mobilgerechten Ausbau der 
städtischen Infrastruktur „Ein
sparungen“ fingiert werden, die 
sich nach Art und Umfang auf 
gar nicht zur Diskussion ste
hende Maßnahmen beziehen.

Es kommt aber noch ein wei
teres Wesentliches hinzu. Zahl
reiche in- und ausländische Er
fahrungen deuten darauf hin, 
daß jede fühlbare Verbesserung 
der Fahr- und Abstellmöglichkei- 
ten in städtischen Ballungsbe
reichen durch eine latente Nei
gung zur Ausdehnung des Indi
vidualverkehrs aufgefangen wird.

so daß sicli das prekäre Gleich
gewicht an der Zumutbarkeits
grenze und damit der subopti
male Status überlasteter Kapa
zitäten neuerlich einstellt. Auf 
den Fall des Nulltarifs bezogen, 
müßte beispielsweise durchaus 
damit gerechnet werden, daß ein 
Teil der Wechsler zum öffent
lichen Verkefir wieder mehr oder 
weniger regelmäßig das eigene 
Fahrzeug benutzt, wenn sich die 
Einsatzbedingungen verbessert 
haben und womöglich auch noch 
Engpässe bei den öffentlichen 
Verkehrsmitteln das Komfortge
fälle vergrößern.

Das Ergebnis der Überlegung 
ist eindeutig. Die Abschaf
fung von Fahrpreisen bedeutet 
eine massive Systemsubven
tionierung: sie würde gewiß 
das mengenmäßige Aufkommen 
der öffentlichen Verkehrsbetriebe 
hochschnellen lassen, allerdings 
weniger durch eine nachhaltige 
Übernahme von bisher indivi
duell abgewickelten Transpor
ten, als durch eine Aufblähung 
der Verkehrsnachfrage. Da tem
porär verbesserte Fahr- und 
Parkbedingungen auch im Be
reiche des Individualverkehrs zu
sätzliche Fahrten zu induzieren 
pflegen, ist auf der ganzen Linie 
mit einer Weckung bislang ent
behrlicher Verkehrsbedarfe zu 
rechnen. Zum Sanierungserfolg 
durch eine verbesserte Verkehrs
teilung kommt es dagegen nicht. 
Im Gegenteil, auf die knappen 
Verkehrsflächen wird eine künst
lich forcierte Nachfrage gelenkt; 
statt zu einer wirtschaftlicheren 
Nutzung der Faktoren kommt es 
zu deren Vergeudung.

Fahrpreis und Fahrprestige

Über die Ergebnisse üblicher 
Nachfrageanalysen hinaus füh
ren durchaus plausible Über
legungen zu für den Nulltarif 
noch negativeren Schlußfolge
rungen. So muß als wahrschein
lich gelten, daß allein schon die 
Kostenlosigkeit der Leistungs
beanspruchung für diese Lei
stung in der Beurteilung der Ver

kehrsnutzer eine Wertigkeitsein
buße herbeiführt. Das aber 
würde den absolut notwendigen 
Bemühungen, das Prestige der 
Benutzung öffentlicher Verkehrs
mittel aufzubessern, genau ent
gegenwirken. Eine solche uner
wünschte Entwicklung würde 
dann übrigens mit absoluter 
Sicherheit eintreten, wenn der 
angezogene Neuverkehr zu einer 
Überlastung der Wagen- und 
Sitzplatzkapazitäten führt, womit 
selbst bei zügigen Investitions
anstrengungen zu rechnen wäre. 
Doch wichtiger noch in den mit
telbaren Konsequenzen sind die 
Auswirkungen eines Nulltarifs 
auf das Verhalten und die Lei
stungsentwicklung der Angebots
seite.

Eigenwirtschaftlichkeit 
und Effizienz

Würden mit den Fahrpreisen 
die selbstverdienten Leistungs
erlöse praktisch ganz wegfallen, 
dann hätte die eintretende Total
subventionierung nicht nur den 
offensichtlichen haushaltsbela
stenden Finanzierungsaspekt. 
Tatsächlich müßte sich der 
Charakter der öffentlichen Ver
kehrsbetriebe grundlegend än
dern. Der bisher mit guten Grün
den geltende und im Personen- 
beförderungs- und Gemeinde
recht eindeutig verankerte Ver
haltensauftrag, den öffentlichen 
Zweck nach der Art und mit dem 
Leistungszwang von Wirtschafts
unternehmen zu erfüllen, wäre 
gegenstandslos.

Gewiß gibt es von Preisgrößen 
gelöste statistische Verfahren 
der Erfolgskontrolle. Doch Kenn
zahlvergleiche können nur in 
Verbindung mit Preis-Kosten
rechnungen für Wirtschaftlich
keitsanalysen aussagefähig sein; 
das gilt insbesondere für die In
vestitionsrechnung und für die 
Beurteilung von technisch-orga- 
nisatorischen Neuerungen. So 
deutet denn auch ein breites Er
fahrungsmaterial darauf hin, daß 
die vollständige Abhängigkeit 
von öffentlichen Haushalten zu
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Wirtschaftlichkeitsverlusten führt, 
und zwar vor allem wegen wach
sender Orientierungsschwäche 
in der Gewichtung und Reihung 
von Rationalisierungsmaßnah
men.

Dieser Hinweis wird durch die 
budgetären Unsicherheiten ver
stärkt, die sich aus wechselnden 
Haushaltslagen und Änderungen 
in den politischen Prioritäten er
geben. Die heute schon be
stehenden, vom Defizit herrüh
renden Unzulänglichkeiten wür
den potenziert. Die „kostenlose“ 
Beförderung ließe die Kosten 
der Beförderung steil ansteigen.

Verkehrsteilung 
durch Kostenanlastung

Die Forderung nach Abschaf
fung von Fahrpreisen mit über
zeugenden Argumenten zurück
zuweisen, ist allerdings noch 
kein tarifpolitisches Programm. 
Das erstaunliche Interesse, das 
der Nulltarif auf sich ziehen 
konnte, signalisiert ja Desorien
tierung in erschreckendem Aus
maß, was die Bedeutung und 
Ziele der Preisbildung für Nah
verkehrsleistungen betrifft. Die 
Befürworter des Nulltarifs stel
len die Bedeutung der Fahr
preise für die Verkehrsteilung 
mit einseitiger Überschätzung 
der Substitutionswirkung von 
Fahrpreissenkungen heraus. Ist 
dagegen die vorstehend erläu
terte These richtig, daß bei rela
tiv geringem Substitutionseffekt 
der durch den Fortfall von Fahr
preisen induzierte Neuverkehr 
zusammen mit der fiskalischen 
Zusatzbelastung die Lösung der 
Stauungsprobleme weiter er
schwert, dann ergibt sich dar
aus eine durchaus andere preis
politische Strategie.

Der Denkansatz geht von der 
Überlegung aus, daß die groß
städtischen Funktions- und Ver
kehrsballungen durch zu geringe 
Anlastung der durch sie ver
ursachten Folgekosten künstlich 
begünstigt worden sind. Ein 
Sanierungsprogramm muß des

halb Gegengewichte setzen und 
im Hinblick auf die Verkehrs
infrastruktur das Verhältnis von 
Leistung und Gegenleistung den 
Nutzergruppen wieder spürbar 
verdeutlichen. Punktuelle Verän
derungen der einen oder ande
ren Variablen reichen dazu aller
dings in keiner Weise aus; das 
gilt nicht nur für die Tarifpolitik 
der öffentlichen Verkehrsbe
triebe, sondern auch für die ver
gleichsweise wichtigeren Maß
nahmen zur Anhebung der Lei
stungsqualitäten. Statt wirkungs
schwacher Einzelvorstöße ist ein 
umfassendes System ineinan
dergreifender Belastungen und 
Anreize zu fordern, das sich 
konsequent am Leitbild einer 
wirtschaftlichen Verkehrsteilung 
orientiert ®).

In einem solchen Maßnahmen
bündel haben neben und in Ver
bindung mit Investitionsplanun
gen und organisatorischen Vor
kehrungen preispolitische Len
kungsimpulse ihren Platz. Preise 
auf die Nutzung von Infrastruktur
kapazitäten sollten dann gleich
zeitig als Instrument der Nach
fragebeeinflussung und der Mit
finanzierung dienen, womit die 
preis- und investitionspolitischen 
Aktivitäten in einen Zusammen
hang gestellt sind. Zur Umlen
kung von Teilen des Individual
verkehrs könnten nach diesem 
Ansatz Druck- und Sogwirkungen 
ineinandergreifen. Die Knapp
heitsgrade bei den Verkehrs
flächen würden in erster Linie 
durch eine räumlich und zeit
lich gestaffelte Parkgebührenord
nung reflektiert und verhaltens
wirksam gemacht. Gleichzeitig 
wären die Aufnahmefähigkeit 
und der Komfort der öffentlichen 
Verkehrsmittel so zu steigern, 
daß der angesteuerte Wechsel 
des Verkehrssystems zumutbar 
erscheint. Der Aufbau des Park-

5) Vgl. R. Wi I I  e k e und W. L e u t z - 
b a c h ; Wie s ie iit die Zukunft des Ver
kehrs in den Ballungsgebieten der Bun
desrepublik aus? Haus der Technik, Vor
tragsveröffentlichungen Heft 261, Essen 
1971, und Gh. F a r e n h o i t z . W .  H a r 
t e n s t e i n  und R. W i l l e k e :  Inner
städtischer Verkehr heute und morgen, 
Verband der Automobilindustrie e.V. (VDA), 
Frankfurt 1971.

and-ride-Systems in Abstimmung 
mit einer quantitativ begrenzen
den und funktional selektieren
den Einflußnahme auf den ruhen
den Verkehr der Innenstädte 
gehört zu den wichtigsten Vor
aussetzungen einer kapazitäts
orientierten Verkehrsteilung.

Neue Basis
für die Fahrpreisgestaitung

In dem Gesamtzusammenhang 
eines solchen Programms fände 
die Fahrpreisgestaltung der Nah
verkehrsbetriebe eine neue Basis, 
von der aus die mehrfachen 
Funktionen dieses Preises be
sonderer Art weitergehend er
füllt werden können, als das bis
lang der Fall ist. Neben der 
Rücksichtnahme auf das Nach
frageverhalten, das wesentlich 
von der weiteren verkehrs
undfinanzpolitischen Behandlung 
des Individualverkehrs abhängen 
wird, muß insbesondere eine 
Maßvorstellung über die aus Er
lösen aufzubringende Finanzie
rungsquote entwickelt werden. 
Dabei sind im Zusammenhang 
sowohl das Erfordernis finanziel
ler Stabilität, als auch die Schaf
fung von Leistungszwängen und 
die Klärung der Verantwortun
gen zu beachten.

Minimaltarife, die sich etwa 
einseitig am gegenwärtigen Stand 
des Benzinpreises ausrichten, 
werden diesen Anforderungen 
nicht gerecht und sind auch 
sonst weitgehend den gleichen 
Einwendungen ausgesetzt wie 
die völlige Abschaffung von 
Fahrpreisen '*). Der vom Verband 
der öffentlichen Verkehrsbetriebe 
(VÖV) seit langem geforderte 
Aufteilungsmodus, die Betriebs
kosten aus Erlösen, die Ge
samtkosten der Infrastruktur aber 
in Kompensation der gemein
wirtschaftlichen Auflagen aus 
allgemeinen Haushaltsmitteln zu 
decken, hat den Vorzug der Ein-

<) So der 30-Pf.-Tarif, der in den Vor
schlägen der Gewerkschaft öffentliche 
Dienste, Transport und Verkehr „Vorrang 
dem öffentlichen Personennahverkehr“ vom 
1. Juli 1971 als Alternative zum Nulltarif 
genannt wird.
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fachheit, kann aber kaum als in 
quantitativer und funktionaler 
Hinsicht abgestützt gelten.

Sicher ist, daß die Erlöse nur 
eine Teilkostendeckung erbrin
gen können, und sicherlich soll
ten bei der Formulierung dieser 
Teildeckungsauflage praxisnahe 
pragmatische Lösungen ange

steuert werden. Doch auch diese 
bedürfen im Hinblick sowohl auf 
die Zielsetzung wie auf die Ziel
konformität der Wirkungen einer 
überzeugenden Begründung. Es 
ist deshalb hoheZeit, den Schlag
abtausch um Null- und beinahe- 
Nulltarife zu beenden und die 
Anstrengungen darauf zu kon

zentrieren, die Überlegungen 
und Forschungen über die Grund
lagen einer rationalen Fahrpreis
gestaltung weiterzutreiben )̂.

7) Vgl. B. B e l l i n g e r :  Optimale Fahr
preise im öffentlichen Personennahver- 
l<ehr, Berlin 1970 (Gutachten für das Bun- 
desverl<ehrsminlsterium), und W. B o v e n - 
s e h e n :  Die Fahrpreise, Prelsiialkuia- 
tion des Personennahverkehrs, Düsseldorf 
1969.

Ein maximaler Fahrpreis von 30 Pf ist sinnvoll

Heinrich Jacobi, Stuttgart

Das Bestreben innerhalb un
serer Gesellschaft darf nicht 

allein darauf gerichtet sein, hohe 
Wachstumsraten zu erzielen, son
dern muß vielmehr darauf be
dacht sein, eine vernünftige und 
sinnvolle Struktur des Sozial
produkts zu erhalten. Diese 
Struktur des Gesamtergebnisses 
der 22 Millionen Arbeitnehmer, 
das während eines Jahres er
wirtschaftet wird, ist aber gegen
wärtig keineswegs in einem aus
gewogenen Verhältnis. Der PKW- 
Verkehr bringt zwar zusammen 
mit den Aufwendungen zur Be
seitigung der Luftverschmutzung 
und Lärmbelästigung eine hohe 
Wachstumsrate zustande; sie ist 
aber keineswegs mit einer gleich 
starken Verbesserung des Le
bensstandards gleichzusetzen.

Das ist der gleiche Fall 
wie bei den Rüstungsausgaben 
oder den Exportgütern. Kommt 
eine Wachstumsrate nur durch 
steigende Rüstungsausgaben 
oder durch steigende Exporte 
zum Ausdruck, dann kann auch 
in diesem Fall von einem ver
besserten Lebensstandard nicht 
gesprochen werden. Es wäre 
beispielsweise sinnlos, das ganze 
Sozialprodukt aus Exportgütern 
oder aus Panzern bestehen zu 
lassen. In all diesen Fällen hätten 
wir zwar eine Wachstumsrate 
der gesamtwirtschaftlichen Akti
vitäten, diese Wachstumsraten

würden aber in keiner Weise 
Bedürfnisse des Menschen be
friedigen.

Allein von diesen Gesichts
punkten aus muß die Frage ge
prüft werden, ob es sinnvoll ist, 
eine kostenlose Beförderung im 
Bereich des öffentlichen Nah
verkehrs einzuführen.

„Die Lösung der Verkehrspro
blemein den Ballungsgebieten ist 
eine vorrangige und vordringliche 
Aufgabe unserer Gesellschaft. 
Die Verkehrsverhältnisse sind 
gekennzeichnet durch ein enor
mes Anwachsen des Individual
verkehrs und durch einen Rück
gang der öffentlichen Verkehrs
bedienung. Die negativen Aus
wirkungen dieser Entwicklung 
zeichnen sich insbesondere in 
der Zunahme der Zahl von Ver
kehrsunfällen und Verkehrstoten, 
in weiter zunehmender Luftver
schmutzung und Lärmbelästigung 
und in einem erheblichen Funk
tionsverlust der Städte aus. 
Diesem Verkehrsnotstand kann 
nur mit durchgreifenden Maß
nahmen wirkungsvoll begegnet 
werden. Dazu ist es notwendig, 
den Prozeß eines generellen 
Umdenkens einzuleiten. Die Be
friedigung von Verkehrsbedürf
nissen kann nicht in erster Linie 
dem Individualverkehr Vorbe
halten bleiben, sondern muß 
vorrangig durch öffentliche Ver
kehrsmittel erfolgen.“ ')

Gehen wir von der gegenwär
tigen Situation aus, wie sie sich 
im Nahverkehrsbereich stellt, 
dann müssen wir feststellen, daß 
die chaotischen Verkehrsver
hältnisse in den Städten und in 
den Ballungsgebieten das Er
gebnis einer falsch program
mierten Verkehrspolitik in den 
ersten 20 Jahren seit Bestehen 
der BRD sind, die das Prinzip 
der Eigenwirtschaftlichkeit zur 
Grundlage hatte. Dieses Prinzip 
der Eigenwirtschaftlichkeit be
sagt nichts anderes, als daß die 
Verkehrsunternehmer gesetzlich 
verpflichtet sind, die entstehen
den Kosten durch die jeweils 
erzielten Fahrpreiserlöse zu 
decken.

Fahrpreise rauf — Qualität runter

Nun ist völlig klar: Bei den 
Nahverkehrsbetrieben handelt es 
sich um Dienstleistungsbetriebe, 
bei denen relativ geringe Ratio
nalisierungsmöglichkeiten beste
hen, so daß sich jede Kosten
erhöhung automatisch in Fahr
preiserhöhungen Umschlagen 
muß, solange dieses Prinzip der 
Eigenwirtschaftlichkeit eben gilt. 
Das hat in der Vergangenheit 
dazu geführt, daß die zuständigen 
politischen Gremien immer wie
der Fahrpreiserhöhungen Vor
nahmen oder aber -  wenn es
')  Vorschläge der Gewerkschaft OTV zur 
Lösung der Verkehrsprobleme In den Bal
lungsgebieten und Stadtregionen, S. 1.
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politisch nicht opportun war -  
einen Fahrpreisstopp bei gleich
zeitiger Verdünnung des Fahr
plans einführten. Die Formel 
hieß also in der Vergangenheit: 
Fahrpreise rauf — Qualität runter.

Damit fand in keiner Weise 
der hohe gesellschaftliche Nut
zen Berücksichtigung, den die 
öffentlichen Nahverkehrsbetriebe 
mit ihrer raumsparenden Funk
tion der Volkswirtschaft stiften.

Verfehltes Prinzip

Im Verkehrssektor gibt es 
hohe gesellschaftliche Kosten 
und hohen gesellschaftlichen 
Nutzen, die mit dem betriebs
wirtschaftlichen Prinzip der Ei
genwirtschaftlichkeit in keiner 
Weise vereinbar sind. Dieses 
Prinzip würde nur dann funktio
nieren, wenn betriebswirtschaft
liche und volkswirtschaftliche 
Kosten sowie betriebswirtschaft
liche und volkswirtschaftliche 
Erträge zusammenfallen. Es ist 
also nur dann sinnvoll, wenn 
keine externen Effekte auftreten. 
Im öffentlichen Nahverkehrsbe
reich gibt es aber diese externen 
Effekte In Form von „social 
benefits“. Deshalb Ist es not
wendig, vom Prinzip der Eigen
wirtschaftlichkeit abzugehen und 
eine Verkehrspolitik zu fordern, 
die diesen hohen gesellschaft
lichen Nutzen berücksichtigt.

In der Verkehrspolitik stellt 
sich folgendes Problem: Durch 
die ständig wachsende Zahl von 
Arbeitsplätzen, durch die Kon
zentration von Verwaltungen und 
Ämtern und durch die Vielzahl 
von Einkaufsstätten in den Stadt
kernen bei gleichzeitig starker 
Besiedlung der Stadtränder ist 
eine starke Verkehrsnachfrage 
entstanden. Dieser starken Ver
kehrsnachfrage Stehtein knappes 
Angebot an Verkehrsflächen ge
genüber. Aufgabe jeder Ver
kehrspolitik muß es deshalb sein, 
diese Diskrepanz zwischen star
ker Nachfrage nach Verkehrs
leistungen und knappem Ange
bot an Verkehrsflächen best
möglich zu lösen. Zur Lösung

dieses Problems ist jedes Mittel 
tauglich. Es muß im Einzelfall 
überprüft werden, welches In
strument die beste Beschaffen
heit hat und unter dem Aspekt 
der volkswirtschaftlichen Kosten
minimierung am ehesten einge
setzt werden kann.

Preispolitische Maßnahmen

Zur Lösung dieses Problems 
muß ein ganzes Bündel von Maß
nahmen eingesetzt werden. Erst 
dann kann das Verkehrsproblem 
in den Ballungsgebieten und 
Stadtregionen erfolgreich gelöst 
werden. Sowohl preispolitische 
als auch qualitätspolitische Maß
nahmen sind dafür zu verwenden.

Zu den preispolitischen Maß
nahmen schlägt die ÖTV vor, 
daß kurzfristig ein Fahrpreis
stopp einzuführen ist, um Ab
wanderungen von öffentlichen 
Nahverkehrsunternehmen recht
zeitig zu begegnen. Gleichzeitig 
muß sichergestellt werden, daß 
die öffentlichen Nahverkehrsbe
triebe von der Mineralöl- und 
Mehrwertsteuer befreit werden. 
Geschieht dies, findet also eine 
Kombination zwischen Fahrpreis
stopp und steuerlicher Entlastung 
der Nahverkehrsbetriebe statt, 
dann kann sogar eine leicht 
qualitative Verbesserung reali
siert werden.

Nach dieser kurzfristigen Phase 
muß ein mittelfristiger Plan 
entworfen werden, der nach 
unseren Vorstellungen wie folgt 
aussieht: Es muß davon ausge
gangen werden, daß sich das 
öffentliche Verkehrsmittel in einer 
Konkurrenz mit dem Individual
verkehr befindet. Das bedeutet, 
daß der Fahrpreis beim öffent
lichen Nahverkehrsmittel so ge
staltet sein muß, daß das öffent
liche Nahverkehrsmittel auch er
folgreich mit dem Individualver
kehr konkurrieren kann.

Ausgehend von dieser Grund
prämisse ist ein Fahrpreis von 
maximal 30 Pfennig sinnvoll. 
Dieser 30-Pf-Fahrpreis ergibt 
sich aus der Tatsache, daß der 
PKW-Fahrer nur seine Benzin

kosten im Vergleich zu den Auf
wendungen beim öffentlichen 
Nahverkehrsunternehmen kalku
liert. Unterstellt man eine durch
schnittliche Entfernung zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte von 
ewas mehr als 10 km und eine 
durchschnittliche Besetzung des 
PKWs mit 1,7 Personen, dann ist 
der 30-Pf-Tarif die logische Kon
sequenz. In diesem Fahrpreis 
von 30 Pfennig ist gleichzeitig 
berücksichtigt, daß der PKW im
mereinen gewissen Qualitätsvor- 
sprung gegenüber dem öffent
lichen Nahverkehrsmittel hat.

Bestandteil der gemeinwirt
schaftlichen Verkehrsbedienung

Bei diesem Fahrpreis von 30 
Pfennig handelt es sich also 
nicht um einen nach betriebs
wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
errechneten Preis, sondern allein 
um einen Preis, der dazu be
stimmt ist, verkehrspolitische 
Probleme lösen zu helfen. Bei 
dieser Gelegenheit sollte man 
gleichzeitig daran erinnern, daß 
öffentliche Verkehrsbetriebe nur 
deshalb existieren, um öffent
liche Bedürfnisse, in diesem Fall 
also öffentliche Verkehrsbedürf
nisse, zu befriedigen und nicht 
um betriebswirtschaftliche Ko
stendeckung zu betreiben.

Sollte sich aber ergeben, daß 
dieser Fahrpreis von 30 Pfennig 
nicht ausreicht, um genügend 
PKW-Fahrer zur Benutzung des 
öffentlichen Nahverkehrsmittels 
zu veranlassen, dann muß auch 
darüber diskutiert werden, ob es 
nicht sinnvoll ist, eine kosten
lose Beförderung einzuführen. 
Die Sinnhaftigkeit ergibt sich 
allein aus gesamtwirtschaftlichen 
Überlegungen. Hier muß über
prüft werden, ob es volkswirt
schaftlich und gesellschaftlich 
nicht billiger ist, die öffentlichen 
Verkehrsunternehmen vollkom
men zu bezuschussen und einen 
weiteren Teil der PKW-Fahrer 
durch das Setzen von attraktiven 
Daten zur Benutzung der öffent
lichen Verkehrsmittel zu veran
lassen. Die Gewerkschaft ÖTV

452 WIRTSCHAFTSDIENST 1971/IX



ZEITGESPRXCH

schließt also keineswegs die 
kostenlose Beförderung von 
vornherein aus der Diskussion 
aus. Sie ist aber der Auffassung, 
daß es zunächst einmal aus
reichen würde, wenn ein Fahr
preis von 30 Pfennig erhoben 
wird.

Diese Preispolitik ist Bestand
teil der gemeinwirtschaftlichen 
Verkehrsbedienung. Betriebsin
terne Kostenentwicklungen spie
len überhaupt keine Rolle mehr. 
Allein gesellschaftliche und ver
kehrspolitische Ziele sind bei 
dieser Konzeption maßgebend. 
Um diese gemeinwirtschaftliche 
Verkehrsbedienung zu realisie
ren, ist es notwendig, den § 39 
Abs. 2 Personenbeförderungs
gesetz zu ändern. Das ist die 
wichtigste Forderung, die an den 
Gesetzgeber zu stellen ist. Die 
Höhe des Fahrpreises ist dann 
nur noch ein technisches Pro
blem.

Hohe Preis- und Qualitäts- 
eiastizität der Nachfrage

Hier muß allerdings gleich an
gefügt werden, daß ein noch so 
niedriger Fahrpreis es allein nie 
schaffen wird, die PKW-Fahrer 
zur Benutzung der öffentlichen 
Verkehrsmittel zu bewegen. 
Neben dem preispolitischen IVlaß- 
nahmenbündel muß ein umfang
reicher Katalog an Maßnahmen 
eingesetzt werden, der die 
Attraktivität der öffentlichen Nah
verkehrsbetriebe noch weiter 
steigert. Damit muß erreicht 
werden, daß die öffentlichen 
Nahverkehrsmittel sicher, pünkt
lich, schnell und bequem fahren. 
Das erfordert insbesondere eine 
höhere Fahrplandichte, ein grö
ßeres Sitzplatzangebot, eine ver
besserte Ausstattung der Fahr
zeuge, eigene Fahrspuren sowie 
eine dem öffentlichen Nahver
kehr Vorrang gebende Verkehrs
regelung innerhalb eines inte
grierten Verkehrssystems.

Wird die Verkehrspolitik in 
dieser kombinierten Form be
trieben, werden also qualitäts

politische und preispolitische 
Maßnahmen eingesetzt, dann ist 
es ziemlich sicher, daß mehr 
PKW-Fahrer das öffentliche Nah
verkehrsmittel benutzen. Darauf 
läßt die Umfrage der ÖTV 
schließen, die im vergangenen 
Jahr durchgeführt wurde. Rund 
vier Fünftel der befragten ÖTV- 
Mitglieder empfinden den ge
genwärtigen Fahrpreis als zu 
hoch und die Qualität als zu 
schlecht. Mehr als zwei Drittel 
der Mitglieder sprechen sich für 
erhebliche Fahrpreissenkungen 
aus. Daraus läßt sich eine hohe 
Preis- und Qualitätselastizität 
der Nachfrage ableiten. Das be
deutet, daß die Verkehrsnutzer 
auf Fahrpreissenkungen und 
Qualitätsverbesserungen positiv 
reagieren.

Gewisse Schizophrenie

ln der gesamten Preisdebatte, 
insbesondere über „Pro und 
Contra Nulltarif“, ist eine etwas 
eigenartige Richtung festzustel
len. Auf der einen Seite wird von 
einem Teil der Verkehrspolitiker 
gefordert, die km-Pauschale ab
zubauen, damit nicht durch finan
zielle Anreize das Verkehrs
chaos noch zusätzlich verschärft 
wird. Auf der anderen Seite sind 
aber genau diese Verkehrspoli
tiker nicht bereit, mit preispoli
tischen Maßnahmen im Bereich 
des öffentlichen Nahverkehrs das 
Verkehrsproblem zu lösen, ob
wohl doch unbestritten ist, daß 
es sich sowohl bei der km-Pau
schale als auch bei der Fahr
preisgestaltung im öffentlichen 
Nahverkehrssektor um preispoli
tische Maßnahmen handelt. Das 
ist eine gewisse Schizophrenie, 
die in der verkehrspolitischen 
Diskussion festzustellen ist. Man 
kann sich manchmal nicht des 
Verdachtes erwehren, daß hier 
einseitige Interessen eine über
ragende Rolle spielen.

Hohe voii<swirtschaftliche 
Erträge

Eine vorrangige Rolle hat in 
der gesamten verkehrspoliti

schen Debatte bei der Diskus
sion um „Für oder Wider Null
tarif“ die Finanzierungsfrage ge
spielt. Hierzu muß ganz klar 
gesagt werden, daß es für eine 
sachgerechte Urteilsbildung nicht 
ausreicht, nur eine Seite der 
Bilanz herauszuziehen. Da im 
Verkehrsbereich die volkswirt
schaftlichen Kosten und Erträge 
von den betriebswirtschaftlichen 
Kosten und Erträgen abweichen, 
muß eine Cost-Benefit-Analyse 
angestellt werden. Allein sie gibt 
darüber Auskunft, welche ge
samtwirtschaftlichen Ersparnisse 
den gesamtwirtschaftlichen Ko
sten gegenüberstehen.

Zugegeben, es ist sehr schwie
rig, die gesamtwirtschaftlichen 
Erträge zu quantifizieren. Es gibt 
aber bestimmte Ansätze in der 
Bundesrepublik, die eindeutig 
darauf hinweisen, daß der volks
wirtschaftliche Ertrag im öffent
lichen Nahverkehrsbereich sehr 
hoch ist. In diesem Zusammen
hang möchte ich auf das Gut
achten von Ahner verweisen, das 
im Auftrag des Bundesverkehrs- 
ministeriums erstellt wurde. Die
ses Gutachten kommt zu dem 
Ergebnis, daß bei Einführung 
eines Nulltarifs die finanzielle 
Mehrbelastung der öffentlichen 
Haushalte pro Jahr 1 Mrd. DM 
beträgt und der volkswirtschaft
liche Ertrag 3,5 Mrd. DM. Tritt 
an die Stelle einer kostenlosen 
Beförderung ein Einheitstarif von 
30 Pfennig, dann ergibt sich 
überhaupt keine zusätzliche Be
lastung für die öffentlichen Haus
halte. Die saldierte Rechnung ist 
ausgeglichen.

Faische Abschred<ungszahien

Falsch sind deshalb alle jene 
„Abschreckungszahlen“, die von 
den Gegnern der kostenlosen 
Beförderung immer wieder ge
bracht werden, wonach die Ein
führung einer kostenlosen Be
förderung zu einer Belastung von
3,5 bzw. 5 Mrd. DM führen 
würde. Diese Kalkulation ist 
erstens recht einseitig — sie be
rücksichtigt nur eine Seite der
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Bilanz — und zählt zweitens 
noch zu den bestehenden Ein
nahmen aus Fahrpreisen die be
reits gezahlten Subventionen der 
öffentlichen Hand hinzu. Beides 
ist unzulässig.

Die Einnahmen aus Fahrprei
sen betragen gegenwärtig rund
2,5 Mrd. DM. Würde der Null
tarif eingeführt, dann würde die 
maximale Belastung der öffent
lichen Haushalte 2,5 Mrd. DM 
betragen. Durch die verstärkte 
Benutzung von öffentlichen Ver
kehrsmitteln entstehen jedoch ge
samtwirtschaftliche Ersparnisse, 
die auch bei den öffentlichen 
Haushalten finanziell zu Buche 
schlagen. Deshalb ist es ein
zig und allein richtig, wenn 
man von einer gesamtwirtschaft
lichen Analyse ausgeht und nicht 
einseitig einen Teilbereich die
ser Analyse zur Abschreckung 
von Forderungen über den Null
tarif verwendet.

Diese Globalbetrachtung sagt 
nichts darüber aus, wie die

finanzielle Belastung für die 
einzelnen Gebietskörperschaften 
aussieht. Die ÖTV ist der Auf
fassung, daß vor allem der Bund 
und die Länder für die gegen
wärtigen Mißstände auf dem 
Verkehrssektor verantwortlich 
sind, da sie über die Parlamente 
die gesetzliche Grundlage für 
politische Entscheidungen schaf
fen. Aus dieser Erkenntnis her
aus ergibt sich zwangsläufig, daß 
vor allem der Bund und die Län
der verpflichtet werden müssen, 
dem öffentlichen Nahverkehr 
finanziell zu helfen.

Weder Dogma noch Tabu

Die angestellten Überlegun
gen lassen allein den Schluß zu, 
daß die Frage des Nulltarifs 
weder Dogma noch Tabu sein 
sollte. Die ÖTV hat sich für den 
Einheitstarif von 30 Pf. entschie
den, weil mit diesem Fahrpreis 
der gleiche verkehrspolitische 
Effekt (nämlich Entlastung der 
Straßen) erzielt werden kann 
wie mit einer kostenlosen Be

förderung. Sieht man den Fahr
preis in dieser instrumentalen 
Funktion, dann sind alle Diskus
sionen über „wertgerechten“ 
oder „angemessenen“ Fahrpreis 
überflüssig. Die Diskussion über 
den gerechten Preis geht in der 
Volkswirtschaftslehre schon meh
rere hundert Jahre, ohne daß 
eine akzeptable Lösung ange
boten werden konnte. Das dürfte 
auch in unserem Fall, dem Be
reich des Nahverkehrs, so sein. 
Deshalb ist es allein sinnvoll, 
den Fahrpreis als Instrument zur 
Lösung der Verkehrsprobleme 
zu betrachten. Bei dieser Per
spektive wird sich eine andere 
Verteilung der Ressourcen er
geben. Selbst wenn damit eine 
gewisse Verlangsamung des 
wirtschaftlichen Wachstums ein
treten würde, ist angesichts bes
serer Umweltbedingungen und 
unverbauter Städte den Men
schen damit mehr gedient als 
mit einer nur auf Wachstums
förderung ausgerichteten Wirt
schafts- und Verkehrspolitik.

Keine Lösung der Verkehrsprobleme

Axel Caprasse, Köln

Seit geraumer Zeit stehen die 
Fahrpreise des öffentlichen 

Personennahverkehrs in einer 
vielfach leidenschaftlich geführ
ten Diskussion und sind immer 
mehr unter politischen Druck ge
raten. Es stellt sich die Frage, 
warum den Fahrpreisen für die 
Benutzung von U-Bahnen, Stra
ßenbahnen oder Omnibussen 
eine solche Bedeutung zuge
messen wird. Zugegeben, der 
öffentliche Personennahverkehr 
in seiner Gesamtheit muß tag
täglich hautnah mit allen Be
völkerungsschichten in Verbin
dung treten. Seine Probleme 
aber — seien es die verkehr-

lichen, insbesondere in den Bal
lungsräumen, oder die wirt
schaftlichen — sind ungelöst, 
und die sich daraus ergebenden 
Mißhelligkeiten werden daher 
schnell zum Anlaß einer massi
ven Kritik, die dann oft auch ein 
entsprechendes Echo findet. Lei
der wendet sich diese Kritik 
meist an den falschen Adressa
ten, nämlich den an dieser Lage 
unschuldigen Verkehrsbetrieb.

In diese Debatte ist die For
derung nach kostenloser Beför
derung im Nahverkehr — Null- 
Tarif -  geworfen worden. In der 
Argumentation werden aber 
meist verkehrspolitische, sozial

politische, gesellschaftspolitische 
und ideologische Anliegen ver
mischt. Es ist hier nicht der 
Platz, über den ideologischen und 
gesellschaftspolitischen Standort 
des „Null-Tarifs“ zu sprechen'). 
Hier sollen nur die verkehrspoli
tischen Konsequenzen einer ko
stenlosen Beförderung im öffent
lichen Personennahverkehr einer 
Betrachtung unterzogen werden.

Der Null-Tarif ist die kosten
lose Inanspruchnahme der Lei
stungen des öffentlichen Per
sonennahverkehrs. Den Verfech-
1) Vgl. dazu Heinz B r 0 cl< n e r : Der 
Null-Tarif -  eine gesellschaftspolitische 
Utopie? In; Schriftenreihe für Verkehr+ 
Technlk Nr. 45/1971.
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tern dieser Idee sctiwebt vor, 
daß jedermann zu jeder Zeit von 
dem Angebot dieser Leistungen 
Gebraucli machen kann, ohne 
eine entsprechende Gegenlei
stung in Form einer Bezahlung 
zu leisten.

Wege zum Null-Tarif

Aber nicht nur eine völlig 
kostenlose Beförderung, son
dern auch ein „Quasi-Null-Tarif“ 
sollte als „Null-Tarif“ bezeichnet 
werden. So wird in den Vor
schlägen der Gewerkschaft 
öffentliche Dienste, Transport 
und Verkehr zur Lösung der Ver
kehrsprobleme in den Ballungs
gebieten und Stadtregionen vom
1. Juli 1971 „Vorrang dem 
öffentlichen Personennahver
kehr“ festgestellt: „Auf Fahr
preissenkungen reagieren die 
Verkehrsnutzer positiv. Der Fahr
preis für den öffentlichen Per
sonennahverkehr muß geringer 
sein als die Kosten für den Ben
zinverbrauch, die dem Pkw- 
Fahrer entstehen. Es ist ein Ein
heitstarif zu schaffen, der weit 
unter den gegenwärtigen Fahr
preisen liegen muß. Er darf z. Z. 
höchstens 30 Pfennig betragen.“ 
Die Einführung derartiger Fahr
preise oder auch „Kellertarife“, 
weitab von jeder Kostenorien
tierung, ist letztlich als „Quasi- 
Null-Tarif“ zu bezeichnen.

Schließlich ist aber auch die 
Forderung nach einem „Ein
frieren“ der Tarife auf ihrem 
jetzigen Niveau als ein Weg zum 
„Null-Tarif“ anzusehen, da bei 
weiter steigendem Preisniveau 
die Fahrpreise des öffentlichen 
Personennahverkehrs schließlich 
kaum mehr als eine Anerken
nungsgebühr wären.

Über die Abgrenzung des Ver
kehrsraumes sind sich die Ver
fechter des Null-Tarifs für die 
Anwendung ihres Systems über
dies nicht einig. Die einen 
fordern den Null-Tarif im 
öffentlichen Personennahverkehr 
schlechthin, die anderen nur in 
den Ballungszentren. Im For

schungsbericht „Betriebs- und 
volkswirtschaftliche Konsequen
zen eines unentgeltlichen Ange
bots der öffentlichen Nahver
kehrsmittel in Ballungsräumen“ 
ist zu lesen: „Will man das un
entgeltliche Angebot öffentlicher 
Personennahverkehrsdienste als 
eine Maßnahme zur Beschleuni
gung des Verkehrsflusses in den 
Städten betrachten, so liegt es 
nahe, diese Maßnahme auf jene 
„innere Zone“ der Städte zu be
schränken, die sich durch stark 
gebündelte und dichte, zahlen
mäßig große Verkehrsströme 
auszeichnen, bei denen ferner 
die zur Verfügung stehende Ver
kehrsfläche stark beschränkt ist, 
wo die Möglichkeiten zu deren 
Vermehrung begrenzt sind“ )̂.

Verkehrspolitische Konzeption

Die Verfechter des „Null-Tarifs“ 
versprechen sich durch das ko
stenlose Angebot eine Attrakti
vitätssteigerung des öffentlichen 
Personennahverkehrs. Im bereits 
zitierten Forschungsbericht wird 
festgestellt: „Die Ergebnisse der 
vorliegenden demoskopischen 
Befragungen sowie der in dieser 
Arbeit verwendeten theoreti
schen Untersuchungen über die 
Tarifelastizität der Nachfrage im 
Personennahverkehr lassen ver
muten, daß in den Großstädten 
der Bundesrepublik Deutschland
— qualitative Verbesserungen bei 
der Mehrzahl öffentlicher Ver
kehrsbetriebe vorausgesetzt — 
ca. 40%  der Autopendler bei 
der Verwirklichung eines unent
geltlichen Angebots öffentlicher 
Personennahverkehrsdienste für 
ihre Berufsfahrt das öffentliche 
Verkehrsmittel anstelle ihres 
eigenen Kraftfahrzeuges benut
zen würden. Dieser Anteil wird 
bei den nachfolgenden Ermitt
lungen einzel- und gesamtwirt
schaftlicher Kosten und Nutzen-
2) Forschungsberichl im Aufträge des Bun- 
desverkehrsministeriums; „Betriebs- und 
volkswirtschaftictie Konsequenzen eines 
unentgeltlichen Angebots der öffentlichen 
Nahverkehrsmittel in Ballungsräumen“ . In
stitut für Verkehrswirtschaft und öffentliche 
Wirtschaft der Universität München, Vor
stand; Professor Dr. Karl Oettle, bear
beitet von Dr. Heinrich Ahner.

Stiftungen der untersuchten Maß
nahme zugrunde gelegt.“ Es 
wird also erwartet, daß Auto
fahrer auf U-Bahnen, Straßen
bahnen und Omnibusse umstei
gen, eine Straßenentlastung ein
tritt und die Verkehrsverhältnisse 
in den Agglomerationsräumen 
verbessert werden.

Gegenteilige Untersuchungen

Es hieße im Sinne des Ge
meinwohles unsinnig handeln, 
wollte man den „Null-Tarif“ un
ter ausschließlich betriebswirt
schaftlichen Maximen ablehnen, 
wenn man davon überzeugt ist, 
daß eine verkehrspolitische Wir
kung eintritt. Im folgenden soll 
in kurzen Zügen nun angedeutet 
werden, daß es nicht betriebs
wirtschaftliche Gründe sind, die 
zu einer Ablehnung des „Null- 
Tarifs“ führen, sondern volks
wirtschaftliche und verkehrspoli
tische Gedankengänge, die zu 
einer negativen Beurteilung füh
ren.

Es ist eine Utopie anzuneh
men, daß Autofahrer in nennens
werter Zahl zum öffentlichen 
Personennahverkehr umsteigen, 
wenn seine Leistungen kosten
los angeboten werden. Wenn 
im Forschungsbericht unterstellt 
wird, daß 40 %  der Autopendler 
öffentliche Verkehrsmittel benut
zen würden, so sollte nicht die 
gleichzeitige, weit wichtigere 
Forderung nach einer qualita
tiven Verbesserung bei der Mehr
zahl öffentlicher Verkehrsbe
triebe übersehen werden. Wei
terhin soll zwar der Wert demo
skopischer Befragungen nicht in 
Frage gestellt werden. Es er
scheint jedoch zweifelhaft, daß 
demoskopische Befragungen zur 
Erhärtung einer solchen These 
ausreichen, insbesondere dann, 
wenn gegenteilige Untersuchun
gen vorliegen.

So wird in einer für das ame
rikanische Verkehrsmihisterium 
vom Institut Charles River As
sociates Incorporated in Cam
bridge (Massachusetts) erstell
ten Studie „An Evaluation of
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Free Transit Service“ festge- 
steilt: „Wie in den anderen 
Fällen scheint das wirksamere 
Mittel zur Verminderung des 
Stoßzeitenverkehrs eine Verbes
serung der Leistungen im öffent
lichen Verkehr zu sein. Unsere 
Berechnungen zeigen, daß Ver
besserungen im Sammel- und 
Verteilersystem — also ohne 
Schnellbahnsysteme —, deren 
Kosten ungefähr V6 der für den 
„Null-Tarif“ erforderlichen öffent
lichen Mittel betragen, den Stoß
zeitenverkehr um etwa 4 -6 %  
vermindern würden, gegenüber 
6 - 9 ®/o bei Anwendung des „Null- 
Tarifs.“

In einem Forschungsbericht im 
Aufträge des Bundesverkehrs- 
ministeriums „Die Verbindung 
von Preis- und Investitionspoli
tik bei der Lösung von Stauungs
problemen im Straßenverkehr“ 
heißt es: „Beim öffentlichen Nah
verkehr sind die preispolitischen 
Möglichkeiten begrenzt. Gene
relle Tarifsenkungen mit dem 
Null-Tarif als Extremfall können 
zwar die Kapazitätsauslastung 
erhöhen, sie bewirken jedoch 
keinen für die Auflockerung der 
Engpässe ausreichenden Abbau 
der Verkehrsspitzen. Fallstudien 
und aktuelle Erfahrungen be
kräftigen einen Elastizitätspessi
mismus“; und weiter: „Würde die 
Tarifpolitik der öffentlichen Ver
kehrsbetriebe durch eine Be
lastung des rollenden und ruhen
den Individualverkehrs ergänzt, 
so könnte ein ,Ballungsmalus’ 
die Kostenillusion des Pkw-Be- 
nutzers verringern und ein ,tari
farischer Bonus’ Ansporn- und 
Sogwirkungen entfalten“ )̂.

Kein Patentrezept

Auch andere Erhebungen 
deutscher und schweizerischer 
Marktforschungsinstitute kom
men zu dem Schluß, daß die ko
stenlose Beförderung im öffent
lichen Personennahverkehr nur 
einen verschwindend geringen 
Anteil der Autofahrer zurückge
winnen kann.

In der .Wohlstandsgesellschaft 
regeln sich Angebot und Nach
frage nur noch zu einem recht 
geringen Teil über den Preis, 
Qualitätsmerkmalen wird der 
Vorzug gegeben. Selbst im 
mehrfach zitierten Forschungs
bericht über die Konsequenzen 
eines unentgeltlichen Angebots 
ist zu lesen; „Es muß davor 
gewarnt werden, das unent
geltliche Angebot öffentlicher 
Personennahverkehrsdienste als 
Patentrezept zu betrachten, das 
die Verwirklichung anderer Maß
nahmen überflüssig macht. Im 
Rahmen dieser Untersuchung 
wurde versucht darzustellen, 
daß der Erfolg dieser Maß
nahme ganz wesentlich von der 
Verwirklichung komplementärer 
Maßnahmen, vor allem von der 
Verbesserung der Qualität öffent
licher Personennahverkehrslei- 
stungen abhängt.“

Letztlich — und das sollte 
nicht übersehen werden — ge
nießen die Angehörigen öffent
licher Nahverkehrsbetriebe den 
„Null-Tarif“ seit Jahren, da sie 
einen Freifahrtausweis besitzen. 
Aber auch die Verkehrsbetriebe 
stehen vor kaum zu lösenden 
Problemen bei der Parkraumbe
schaffung für ihre Betriebsange
hörigen. Das Argument dage
gen, daß nämlich die Bedienste
ten eines Verkehrsbetriebes in
folge ihrer Arbeitszeit auf kein 
oder ein sehr schlechtes Ange
bot an öffentlichen Nahverkehrs
leistungen treffen, ist nicht halt
bar. Auch die Angehörigen von 
Verwaltung und Werkstätten, die 
eine gleichgeregelte Dienstzeit 
wie andere Branchen besitzen, 
verhalten sich ähnlich.

Wenn aber dieser Elastizitäts
pessimismus richtig ist, kann vor 
der Einführung des „Null-Tarifs“ 
nur gewarnt werden.

Wenn im Vergangenen fest
gestellt wurde, daß der Fahr
preis in der Skala der Wünsche 
des Fahrgastes eine nachrangige 
Bedeutung besitzt, so wird deut
lich, daß der „Null-Tarif“ nicht

die sich täglich verschlechtern
den Verkehrsverhältnisse in Bal
lungszentren verbessern kann. 
Überdies wird der „Null-Tarif“ 
eine mißbräuchliche und über
flüssige Nachfrage erzeugen, die 
dazu führt, daß die echte Nach
frage nicht mehr befriedigt wer
den kann. Diese Erfahrung mach
ten auch Städte der Sowjetunion 
Anfang der zwanziger Jahre, als 
sie den Versuch einer kosten
losen Beförderung unternahmen. 
Die unechte Nachfrage nach Nah
verkehrsleistungen würde in den 
Zentren der Städte auftreten, wo 
sie nicht gewollt ist und ihr nicht 
nur aus Kostenüberlegungen, 
sondern auch wegen technisch
betrieblich gesetzter Kapazitäts
grenzen nicht entsprochen wer
den kann.

Für Ballungszonen 
problematisch

Eine Beschränkung des „Null- 
Tarifs“ auf die Ballungszonen ist 
jedoch auch mehr als problema
tisch. Abgesehen davon, daß die 
vielfach als Vorteil des „Null- 
Tarifs“ ins Feld geführten Ein
sparungen im Abfertigungsdienst 
damit nahezu wieder völlig ent
fallen würden — denn der sich 
außerhalb dieser Verdichtungs
zone abspielende Nahverkehr 
müßte wieder ein System für die 
Fahrgastbedienung und Fahr- 
gastkontrolle enthalten —, stellt 
sich die Frage, ob die Beschrän
kung des kostenlosen Angebots 
auf bestimmte Bereiche eines 
Verkehrsgebietes tragbar ist. Ein
mal würde die City gegenüber 
anderen Wirtschaftsräumen einer 
Großstadt eine eindeutige Be
vorzugung erfahren, die poli
tisch wohl kaum gewollt sein 
kann. Zum anderen wirft eine so 
unterschiedliche Behandlung der 
Bevölkerung im Verkehrsgebiet 
rechtliche Bedenken auf.

3) Forschungsbericht im Auttrage des Bun- 
desverkehrsministeriums: „Die Verbindung 
von Preis- und Investitionspolilil« bei der 
Lösung von Stauungsproblemen im Stra
ßenverkehr“ . Institut für Verkehrswissen
schaft an der Universität zu Köln, Vor
land: Professor Dr. R. Willeke, bearbeitet 
von Dipl.-Volkswirt W. Kentner.
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Es muß aber auch gefragt 
werden, ob der „Null-Tarif“ mit 
der Konsequenz einer pauscha
len Abdeckung durch die öffent
liche Hand das geeignete iViittel 
für die wirtschaftliche Führung 
eines Unternehmens ist. Eine 
völlige Ausschaltung des Ver- 
i^ehrsmarktes erscheint nicht an
gebracht, denn dann wären 
Kostenkontroilen nötig. Kosten
kontrollstellen sind aber noch 
nie ein Ersatz für die Gesetze 
des IViarktes gewesen.

Gezielte Vergünstigungen

Über die Kosten des „Null- 
Tarifs“ sind die Meinungen 
unterschiedlich. Gegeneinander 
werden aufgerechnet: bisherige 
Verkehrseinnahmen, Einsparun
gen bei der Fahrgastbedienung, 
Einsparungen von Verkehrsinve
stitionen für den Individualver
kehr, erforderliche Mehrleistun
gen infolge erhöhter Nachfrage
u.a. m. Die Einsparungen in der 
Fahrgastbedienung werden dann 
nicht aufzurechnen sein, wenn 
das kostenlose Angebot auf be
stimmte Bereiche beschränkt 
wird, da, wie bereits erwähnt, 
außerhalb dieser Verdichtungs
zone wieder ein System für Fahr
gastbedienung und Fahrgastkon- 
troiie enthalten sein muß.

Es ist auch kaum damit zu 
rechnen, daß die Einsparungen 
für den Verkehrswegebau des 
Individualverkehrs möglich sind 
und in der vielfach erwarteten 
Höhe zu Buche schlagen. Es 
steht wohl außer Zweifel, daß 
ein Kostenvolumen von 3,5 bis 
5 Mrd. DM abgedeckt werden 
muß. Wäre es da nicht besser, 
den Worten des Präsidenten des 
Verbandes öffentlicher Verkehrs
betriebe, Dr. Tappert, zu folgen, 
der in einem offenen Brief am

11. 7. 1970 schrieb: „Dann kann 
ich nur dringend raten: Setzen 
Sie diese Finanzmittel so schnell 
wie möglich ein, um den öffent
lichen Verkehr in Ihrer Stadt 
nachhaltig zu verbessern! Geben 
Sie damit den Fahrgästen Ihrer 
Verkehrsbetriebe schnelle und 
bequeme Verkehrsmittel und 
garantieren jedem von ihnen 
einen Sitzplatz auch im Spitzen
verkehr, was gewiß möglich 
wäre, wenn die gleichen Mittel 
statt für die Gewährleistung des 
„Null-Tarifs“ für die Qualitäts
verbesserung verwendet wür
den!“

Da andererseits erwiesen ist, 
daß der Fahrgast bereit ist, für 
ein qualitativ gutes Angebot 
einen angemessenen Fahrpreis 
zu zahlen, ist nicht zu verstehen, 
warum er nicht zur Bezahlung 
dieser Leistung herangezogen 
werden soll. Bel einer Verbesse
rung der Verkehrsleistungen 
wird diese Bereitschaft erheb
lich größer, was z. B. anläßlich 
der Einrichtung von Schnellbahn- 
linlen feststellbar ist.

Will man aber aus sozialpoli
tischen oder anderen Gründen 
gewissen Personengruppen eine 
günstige oder sogar kosten
lose Beförderung einräumen, so 
sollte man gezielt diesen Grup
pen die Vergünstigung zukom
men lassen, gleichzeitig aber 
den Verkehrsbetrieben ein ent
sprechendes tarifliches Entgelt 
bezahlen. Die unentgeltliche Be
förderung von Kriegs- und 
Wehrdienstbeschädigten gemäß 
„Gesetz über die unentgeltliche 
Beförderung von Kriegs- und 
Wehrdienstbeschädigten sowie 
von anderen Behinderten im 
Nahverkehr (UnBefG)“ und die 
Einführung der freien Beförde
rung von Schülern in einigen 
Bundesländern sind Beispiele

dafür, wenn auch über die An
gemessenheit der z. Z. geleiste
ten Abgeltungszahlungen Zwei
fel bestehen können.

Alternative zum „Null-Tarif“

Es wurde bereits gesagt, daß 
der Fahrgast für die ihm ge
botene Verkehrsleistung ein an
gemessenes Entgelt entrichten 
soll. Mit dieser Forderung wird 
einem kostendeckenden Tarif 
nicht das Wort geredet. Da der 
öffentliche Personennahverkehr 
eine zweifache Funktion ausübt, 
nämlich Beförderung des Fahr
gastes und Leistungen für die 
Allgemeinheit, sind seine Kosten 
sowohl vom einzelnen Fahrgast 
als auch von der öffentlichen 
Hand zu tragen. Der Preis für 
den öffentlichen Personennah
verkehr ist damit Entgelt für ver
kehrswirtschaftliche Leistungen 
gegenüber dem unmittelbaren 
Verkehrsbenutzer und Entgelt 
für Leistungen im Rahmen der 
Daseinsvorsorge. Diese Daseins
vorsorge oder besser gesamt
wirtschaftliche Verpflichtung er
füllt der öffentliche Personen
nahverkehr in vielfacher Welse, 
seien es gemeinwirtschaftliche 
Leistungen In der Tarifbildung 
oder beim Angebot der Betriebs
leistungen, seien es volkswirt
schaftliche Leistungen durch 
Straßenentlastung, Erschließung 
von Wohn- und Wirtschaftsge
bieten, Verbesserung der Um
weltbedingungen (z. B. geringere 
Lärmentwicklung, Verminderung 
der Luftverschmutzung, gerin
gere Unfallhäufigkeit u. a. m.). 
Dafür muß die öffentliche Hand 
eintreten.

Wenn dann die Konkurrenz
situation zum Individualverkehr 
verbessert würde — so trägt z. B. 
der Pkw in den Aggiomerations- 
räumen bei weitem nicht die von
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ihm verursachten Kosten —, so 
könnte sich für die Bezah
lung von Nahverkehrsleistungen 
durchaus ein Marktpreis ent
wickeln, der angemessen ist und 
dem Fahrgast zugemutet werden 
kann. Die Differenz zwischen 
diesem marktgerechten Tarif und 
einem kostendeckenden Tarif 
wäre das Maß für die Gegen
leistung, die die öffentliche Hand 
für die eben erwähnten volks
wirtschaftlichen Leistungen zu 
zahlen hätte. Durch einen der
artigen Denkprozeß würde der

Marktmechanismus nicht ausge
schaltet und es bliebe wirt
schaftliches Denken erhalten. Es 
würde aber auch eine gerechtere 
Verteilung der Kosten des öffent
lichen Personennahverkehrs er
reicht, als es bei globaler Defi
zitabdeckung oder gesamter Ko
stenübernahme im Falle des 
„Null-Tarifs“ gegeben wäre.

Erst am 12. August 1971 schrieb 
das Bundesministerium für Ver
kehr an den Verband öffentlicher 
Verkehrsbetriebe: „Wie Sie wis

sen, ist auch die Bundesregie
rung der Ansicht, daß der Null- 
Tarif kein geeignetes Mittel ist, 
die Verkehrsprobleme der Städte 
zu lösen. Anläßlich der Einbrin
gung des Verkehrsberichts 1970 
in den Deutschen Bundestag hat 
Herr Bundesminister Leber für 
die Bundesregierung erklärt, daß 
von jedem Nutzer öffentlicher 
Verkehrsmittel ein angemesse
nes und tragbares Entgelt er
hoben werden muß. Ich darf be
merken, daß diese Erklärung 
auch weiterhin Gültigkeit hat.“

Konsequente Tarifsenkungen kommen billiger

Wolfgang Roth, Hamburg

In der Bundesrepublik Deutsch
land wird eine Alternative 

immer deutlicher erkennbar: 
Weitere unkontrollierte und ge
genüber den Folgen blinde Stei
gerung des privatkapitalistischen 
Wachstums und, entsprechend, 
des indviduellen Konsums oder 
politische Steuerung der allge
meinen Struktur und Richtung 
des Wachstums, verbunden mit 
einer drastischen Ausweitung 
der kollektiven Daseinsvorsorge 
bzw. der Gemeinschaftsaufga
ben. Die Alternative, Förderung 
des individuellen Nahverkehrs 
durch weiteren Straßenbau oder 
Förderung des öffentlichen Nah
verkehrs in Verdichtungsgebie
ten durch Tarifsenkungen und 
hohe Investitionen, liegt auf der 
gleichen Linie. Deshalb ist es 
auch kaum überraschend, daß 
der öffentliche Nahverkehr und 
seine Tarife Gegenstand der 
politischen Auseinandersetzung 
wurden und damit kontroverser 
diskutiert werden, als das bei 
Expertengesprächen der Fall ist. 
Denn hier scheinen Sachzwänge 
unabänderlicher zu sein als in 
Diskussionen politischen Charak
ters.

In der Auseinandersetzung um 
den Null-Tarif bei öffentlichen 
Nahverkehrsunternehmen ist we
sentlich, daß der Preisaspekt, ob 
und wieviel Geld für die Beför
derung genommen wird, sinn
voll erst diskutiert werden kann, 
wenn über die augenblickliche 
Lage des Verkehrs in den größe
ren Städten und seine Auswir
kungen auf die menschliche 
Existenz ein gewisser Konsens 
erreicht wird. Wer das Verkehrs
chaos, wer Lärm, Gestank, Un
fälle und die Folgen auf die 
psychische und physische Situa
tion der Menschen — bürger
liche Ökonomen nennen das 
vorsichtig „social costs with in
tangibles“ — für unvermeidliche 
Begleiterscheinungen der Zu
wachsrate der Automobil- und 
Mineralölindustrie hält, mit dem 
kann man über den richtigen 
Preis der Nahverkehrsmittel nicht 
streiten. Bei dieser Wertbasis ist 
das Auffinden des korrekten 
Preises für die Beförderung im 
öffentlichen Nahverkehrsmittel 
ein Kalkulationsproblem, bei dem 
die vollen Kosten der Unterneh
men, einschließlich der Investi
tionskosten, und das Nachfrage

verhalten der „Kunden“ berück
sichtigt werden.

Wer jedoch der Ansicht ist, 
daß der Individualverkehr in den 
Städten soweit als möglich zu
rückgedrängt werden muß, um 
die Humanität der städtischen 
Umwelt allmählich wiederherzu
stellen, für den ist der richtige 
Nahverkehrstarif ein diskutie- 
renswertes Problem. Die pro
gressive Entscheidung gegen ein 
weiteres Auswuchern des Indivi
dualverkehrs in Verdichtungsge
bieten schließt nicht notwen
digerweise hier und jetzt die 
Einführung des Null-Tarifs ein. 
Allerdings lassen sich nach An
sicht der Jungsozialisten Gründe 
anführen, die für einen sofor
tigen Fahrpreisstopp und ein 
Senken der Tarife in Richtung 
Null sprechen.

Betriebswirtschaftliclier 
Tarifdrud<

Die Forderung nach dem Null- 
Tarif klingt in der augenblick
lichen Situation überraschend, 
weil gerade in vielen Städten 
die Tarife noch einmal kräftig
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erhöht wurden. In fast allen 
Städten protestierten die Be
troffenen heftig, meist ohne Er
folg. Betrachtet man die Lage In 
den Verkehrsunternehmen unter 
betriebswirtschaftlichen Aspek
ten, so sind alle Tariferhöhun
gen zu rechtfertigen. In den 
meisten Verkehrsunternehmen 
gibt es, ohne einen gewaltigen 
Investitionssprung, für den die 
Mittel fehlen, kaum noch Ratio
nalisierungsreserven. Die Bean
spruchung vieler Beschäftigter 
in Verkehrsbetrieben ist derart 
intensiv, daß man beim gegen
wärtigen Stand der eingeführten 
Technik eher von Überratlonall- 
slerung sprechen muß. Der be
triebswirtschaftliche Tarifdruck 
der Nahverkehrsunternehmen er
klärt sich zum großen Teil aus 
unterlassenen Großinvestitionen 
in die Nahverkehrssysteme, die 
in der Bundesrepublik beim 
Straßenbau stets selbstverständ
lich waren. Technisch sind die 
Systeme in Ihrer Grundanlage 
etwa auf dem Stand von 1910 
stehengeblieben.

Argumente für Tarif Senkungen

Aus der augenblicklichen Lage 
der Nahverkehrsunternehmen er
geben sich Argumente für Tarif
senkungen. Bel der Begründung 
von Erhöhungen wird Im Augen
blick nur auf Kostensteigerun
gen — Lohn- und Material
kosten — hingewiesen. Ein wei
terer das Defizit verursachender 
Faktor bleibt meist unerwähnt: 
Der jahrelange Rückgang der Be
förderungsfälle, beispielsweise 
von 5,3 Mrd. im Jahre 1962 auf
4,3 Mrd. 1969. Dieser Rückgang 
verstärkt sich bei Tarifschüben 
erheblich. Die Tariferhöhungen 
der Unternehmen, die beim Aus
bleiben von entsprechenden 
öffentlichen Zuschüssen unver
meidbar sind, schaffen Ihrerseits 
durch Nachfrageausfälle neue 
Defizite.

Politisch von größerer Bedeu
tung ist jedoch, daß die Tarif
erhöhungen die skeptische Eln-

schätzung der Zukunft der 
öffentlichen Nahverkehrsmittel 
mit verursachen. Den Kommunal
politikern müßte klar sein, daß 
sie die Chancen für das öffent
liche Nahverkehrssystem mit je
dem durch Tariferhöhungen ver
lorenen Fahrgast Im Kampf 
gegen den Individualverkehr ver
schlechtern.

Gelieimnisvolle Kräfte?

Will man das öffentliche Nah
verkehrssystem als Alternative 
zum Individualverkehr ausbauen
— was unvermeidlich Ist, wenn 
man die Städte retten will - ,  so 
muß die Tarlfpolitlk unabhän
gig von betriebswirtschaftlichen 
Aspekten so gestaltet werden, 
daß sie zumindestens kein Motiv 
zum Umsteigen auf den Indivi
dualverkehr liefert. Damit ist 
klar, daß die gesetzlich vorge
schriebene Eigenwirtschaftlich
keit der Nahverkehrsunterneh
men fallen muß.

Die jüngste Fahrpreiswelle in 
der Bundesrepublik kann die 
weiteren Bemühungen zur Aus
weitung des öffentlichen Nah
verkehrs überflüssig machen. 
Die Verteidiger dieser Preiswelle 
argumentieren auf zwei verschie
denen Ebenen, einer grundsätz
lichen oder ideologischen und 
einer pragmatischen.

Die Ideologische Argumenta- 
tlonsllnle ist dadurch gekenn
zeichnet, daß man den Kosten
tarifen geheimnisvolle Kräfte bel- 
mlßt. Die Kostentarife sollen auf 
eine nicht näher ökonomisch er
läuterte Welse sicherstellen, daß 
die Unternehmen rationell arbei
ten. Dabei wird oft der Eindruck 
erweckt, als habe man bei die
ser Begründung die gesamte 
bürgerliche Preistheorie und dar
über hinaus sogar die Wohl- 
fahrtstheorle auf seiner Seite, ln 
diesem Zusammenhang genügt 
es festzustellen, daß die heute 
üblichen Nahverkehrstarife mit 
den Preisen der ökonomischen 
Theorie nichts gemein haben. 
Sie sind weder Im Hinblick auf

Angebot und Nachfrage flexibel, 
noch sollen sie nach über
einstimmender Auffassung die 
Nachfrage beschneiden; sie sind 
eben Finanzierungshilfsmittel. 
Ihnen einen besonderen Wert 
bei der Wirtschaftlichkeit zuzu
messen, ist verwegen. Der bis
herige Rationalisierungsdruck ist 
auf die ständige Finanzenge der 
Unternehmen aufgrund der sin
kenden Fahrgastzahlen und der 
steigenden Kosten zurückzufüh
ren; er Ist ein typischer Fall da
für, daß in Unternehmen mit 
administrativen Preisen wirt
schaftlich gearbeitet wird, wenn 
sie unter der politischen Kon
trolle der Öffentlichkeit und der 
kommunalen Selbstverwaltungs
gremien stehen.

Damit bleibt nur die pragma
tische — eher möchte man sagen 
resignative — Begründung der 
sogenannten Kostentarife übrig. 
Hier wird meist argumentiert, 
daß in der konkreten finanzpoli
tischen Situation Subventionen 
für die Betriebskosten der Nah
verkehrsunternehmen undenkbar 
seien. Diese Subventionen müß
ten auf Kosten von Bildungs
und Sozialausgaben aufgebracht 
werden.

Weitergellende Forderungen

Gegen diese Argumentation 
Ist zum jeweiligen Zeitpunkt 
recht wenig zu sagen, es sei 
denn man hat die Macht, die 
Steuern zugunsten der Gemein
schaftsausgaben zu erhöhen 
bzw. die überflüssigen und über
dimensionierten Ausgaben des 
Staates oder Steuerverzichte zu 
beseitigen. Darum geht es beim 
Kampf um den Null-Tarif auch. 
Diese Maßnahmen werden durch 
Forderungen zum Nahverkehr 
mit vorbereitet. Bisher haben 
die Auseinandersetzungen um 
die Tarife der Nahverkehrsunter
nehmen jedenfalls In der poli
tischen Diskussion recht deutlich 
gemacht, in welch unerträglicher 
finanziellen Situation die meisten 
Städte in der Bundesrepublik 
sind.
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Mit diesen Bemerl<ungen zu 
den Argumenten der Verteidiger 
der heutigen Tarife sind Tarif
senkungen oder der Null-Tarif 
noch nicht begründet. Denn im
merhin werden durch die Tarife 
relativ bequeme Finanzierungs
mittel für eine wesentliche Ge
meinschaftsaufgabe aufgebracht. 
Sind die Tarife zur Entlastung 
der kommunalen Haushalte nun 
weiterhin sinnvoll?

Die heutigen Tarife können nur 
einen Sinn haben, solange man 
die wesentliche verkehrspoli
tische Zielsetzung ausklammert. 
Bei Berücksichtigung der Ab
sicht, Autofahrer — zuminde- 
stens wenn sie in die Zentren 
der Verdichtungsgebiete fah
ren — für die öffentlichen Ver
kehrsmittel zurückzugewinnen, 
ist einleuchtend, daß alle Nah
verkehrstarife, die über den ent
sprechenden reinen Betriebs
kosten des Automobils (Benzin
kosten) liegen, falsch sind. Der 
Vorschlag der ÖTV, einen Ein
heitstarif von DM —,30 festzu
legen, scheint deshalb im Augen
blick der vorher definierten Ziel
setzung zu entsprechen. Natür
lich ist klar, daß diese Tarifge
staltung zur Erreichung dieses 
Ziels nicht ausreicht. Sie muß 
verbunden werden mit einer er
heblichen Verbesserung der 
Qualität der öffentlichen Nah
verkehrsmittel im Hinblick auf 
Schnelligkeit, Pünktlichkeit und 
Bequemlichkeit. Umfassende In
vestitionen in den öffentlichen 
Nahverkehr sind deshalb in der 
nächsten Zukunft unvermeidlich.

Vorrangiges Tarifproblem

Trotzdem scheinen zur Zeit 
das Tarifproblem und in naher 
Zukunft der Null-Tarif vorrangig. 
Nur mit tarifpolitischen Maßnah
men kann der Ausuferung des 
Individualverkehrs s o f o r t  be
gegnet werden, während be
kanntlich die Investitionsperio
den, die erhebliche Verbesse
rungen in der Qualität des Nah
verkehrs bringen müssen, so

lange dauern, daß der Kampf 
gegen den Individualverkehr 
schon verioren ist, wenn die 
Qualitätsziele erreicht sind. Hier 
ist der Optimismus der Anhän
ger des Individualverkehrs zu 
fürchten, wenn sie -  wie bei
spielsweise der ADAC in einer 
Schrift von Professor Schaech- 
terle -  selbstsicher prognosti
zieren; „Das Wachstum des In
dividualverkehrs ist nicht mehr 
aufzuhalten.“

Konsequente Tarifsenkungen 
in Richtung Null dürften auf die 
Dauer der öffentlichen Hand bil
liger kommen als die Fortset
zung der derzeitigen Tarifpolitik. 
Wenn das Umsteigen auf den 
Individualverkehr im bisherigen 
Umfang anhält, so werden für 
den Verkehrsausbau bei Straßen 
höhere Mittel notwendig als die 
stärkere finanzielle Förderung 
der Nahverkehrsunternehmen er
fordert. Über den Vorschlag der 
ÖTV sollte man deshalb so 
schnell wie möglich hinausgehen 
und zum Null-Tarif kommen. 
Denn der Null-Tarif verhütet 
nicht nur das Umsteigen auf das 
Auto, sondern wird Autofahrer 
für das öffentliche Verkehrsmit
tel zurückgewinnen. Sicher ge
schieht das In der Regel nicht 
dadurch, daß man auf das Auto
mobil überhaupt verzichtet, son
dern dadurch, daß man das 
öffentliche Verkehrsmittel bei 
der Fahrt von der Wohnung zur 
Arbeitsstätte und zurück benutzt.

Der Null-Tarif bei öffentlichen 
Verkehrsmitteln hat gleichzeitig 
verteilungspolitische Vorzüge. 
Die Vergangenheit hat gezeigt, 
daß Steuersysteme stets eher 
degressiv sind. Das wirksamste 
verteilungspolitische Instrument 
sind billige Preise oder die 
Kostenlosigkeit bei Gütern und 
Leistungen, die der Befriedigung 
von Grundbedürfnissen dienen. 
Diese niedrigen Preise und die 
Null-Tarife müssen aus der Ge
samtheit der Steuermittel finan
ziert werden. Niedrige Sozial
mieten, kostenlose Verkehrslei
stungen, eine kostenlose Ge

sundheitsvorsorge und Kran
kenversorgung und kostenlose 
öffentliche Erziehung gehören 
deshalb zusammen in ein System 
der gesellschaftlichen Absiche
rung der menschlichen Existenz 
in einer entwickelten Gesell
schaft. Über die verkehrspoli
tischen Erwägungen hinaus be
gründen deshalb die Jungsozia
listen Tarifsenkungen in Rich
tung Null mit dieser Absiche
rungsaufgabe des Sozialstaats.

Negativer Einfluß 
auf ölconomische Machtzentren

Der heftige Kampf, der im 
Augenblick um die Tarife der 
öffentlichen Verkehrsmittel ge
führt wird, und vor allem der 
Eifer, der bei den Gegnern des 
Null-Tarifs festzustellen ist, muß 
angesichts des Verkehrschaos’ 
der Städte und der jährlichen 
Mehrkosten von etwa 1 Mrd. DM 
(Oettle) bei Einführung des Null- 
Tarifs unverständlich erscheinen. 
Warum wühlt diese Forderung 
so außerordentlich auf, warum 
hat sie so leidenschaftliche Geg
ner?

Die Erregung ist nur erklärbar 
aus der Tatsache, daß der öffent
liche Nahverkehr in Konkurrenz 
zu wesentlichen Trägern des ka
pitalistischen Wirtschaftswachs
tums steht und der Sieg des 
öffentlichen Nahverkehrs, also 
des rationelleren und rationale
ren Verkehrsmittels in Verdich
tungsgebieten, negativen Einfluß 
auf die Situation und weitere 
Entwicklung einiger ökonomi
scher Machtzentren in der Bun
desrepublik Deutschland hätte. 
Für die Automobil- und Erdöl
konzerne würde eine Lage ent
stehen, die nur durch eine früh
zeitige staatliche Strukturpla
nung zu bewältigen wäre. Hinter 
dem Konflikt um die Nahver
kehrstarife steht bisher Unaus
gesprochenes. Die Jungsozia
listen erheben den Null-Tarif zu 
keinem Dogma, sie halten ihn 
jedoch aus verkehrspolitischen 
und sozialpolitischen Gründen 
für zweckmäßig.
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